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Drudesache 1264 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. März 1955 

4 — 41001 — 562/55 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über eine zeitweilige 
besondere Regelung der Prüfung der Jahres- 
abschlüsse von Eisenbahnaktiengesellschaften 
des öffentlichen Verkehrs 

nebst Begründung (Anlage) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 134. Sitzung am 17. Dezember 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzesvorlage 
folgende Änderung beschlossen: 

Die Eingangsv/orte sind v/ie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung: 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 können die Abschlüsse von Eisenbahn- 
aktiengesellschaften des öffentlichen Verkehrs entweder durch 
Abschlußprüfer nach § 135 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3, §§ 136 
bis 141 des Aktiengesetzes oder aber im Aufsichtswege geprüft 
werden. Werden die Jahresabschlüsse Im Aufsichtswege geprüft, 
so sind § 135 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und die §§ 138 bis 141 des 
Aktiengesetzes sinngemäß anzuwenden. Hierin liegt eine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens der Aufsichtsbehörden, die zur 
landeseigenen Verwaltung gehören. Der Entwurf bedarf daher 
nach Artikel 84 Abs. 1 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates^wie folgt Stellung; 

Ob der Entwurf der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kann 
zweifelhaft sein. Die Bundesregierung sieht daher davon ab, 
gegen den Vorschlag des Bundesrates, die Eingangsworte des 
Entwurfs zu ergänzen, Einwendungen zu erheben, ohne damit 
den Rechtsstandpunkt des Bundesrates anzuerkennen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine zeitweilige besondere Regelung der Prüfung der Jahresabschlüsse 
von Eisenbahnaktiengesellschaften des öffentlichen Verkehrs 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

(1) Jahresabschlüsse von Aktiengesellschaf- 
ten, die Eisenbahnen des öffentlichen Ver- 
kehrs betreiben und nach § 5 des Allgemei- 
nen Eisenbahngesetzes vom 29. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 225) der Eisenbahnauf- 
sicht unterstehen, können, soweit sie Ge- 
schäftsjahre betreffen, die nach dem 31. De- 
zember 1952 und vor dem 1. Januar 1956 
endigen, entweder durch Abschlußprüfer 
nach § 135 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3, 
§§ 136 bis 141 des Aktiengesetzes oder in 
sinngemäßer Anwendung von § 135 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2, §§ 138 bis 141 des Aktienge- 
setzes Im Aufsichtswege geprüft werden. Die 
Vorschriften über die Elsenbahnaufsicht blei- 
ben unberührt. 

(2) Ist ein Jahresabschluß weder durch 
einen Abschlußprüfer noch im Aufsichtswege 
geprüft worden, so kann er nicht festgestellt 
werden; ein trotzdem festgestellter Jahresab- 
schluß Ist nichtig. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Land Berlin. 


§ 3 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


2 



Begründung 


Allgemeines 

Die Pflichtprüfung der Jahresajbschlüsse von 
Aktiengesellschaften, die im geltenden Recht 
durch §§ 135 bis 141 des Aktiengesetzes 

geregelt ist, ist erstmals durch die Verord- 
nung des Reichspräsiidenten über Aktienrecht, 
Bankenaufsicht und über eine Steueramnestie 
vom 19. September 1931 (RGBl. I S. 493) 
eingeführt worden. Auf Grund einer in die- 
ser Verordnung enthaltenen Ermächitigung 
sind damals die in der Rechitsform der Ak- 
tiengesellsdiaft betriebenen Bahnen des all- 
gemeinen Verkehrs und nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen von der aktienrechtlichen 
Pflichtprüfung freigestellt worden. Die Be- 
freiung sollte jedochi nicht für Jahresab- 
schlüsse von Geschiäftsjahren gelten, die nach 
dem 31. Dezember 1934 begannen. Die Aus- 
nahme ist aber dann auf die JahresabschLlüsse 
für die vor dem 1. Januar 1937 beginnenden 
Geschäftsjahre erstreckt worden. 

Bei der Erneuerung des Aktienrechts durcii 
das Aktiengesetz von 1937 ist die Einbe- 
ziehung der Eisenbahnen des allgemeinen 
Verkehrs und der Kleinbahnen in den Kreis 
der nach aktienrechtllchien Vorschriften zu 
prüfenden Gesellschaften erwogen worden. 
Aus besonderen Gründen, die mit dem Stand 
der Entwicklung des Prüfungswesens In Zu- 
sammenhang standen, sind die Bahnen durchi 
§ 34 der Ersten Durchführungsverordnung 
zum Aktiengesetz vom. 29. September 1937 
(RGBl. I S. 1026) von der Abschlußprüfung 
für die Jahresabschlüsse von Geschäftsjahren 
befreit worden, die vor dem 1. Januar 1939 
begannen. Diese Befreiung wurde mit Rück- 
sidit auf den Kriegsausbruch zunächst durch 
die allgemeine Aufhebung der Pflichitprüfung 
verlängert. Als die Pflichtprüfung durdi die 
Zweite Verordnung über weitere Maßnah- 
men auf dem Gebiet des Handelsrechts wäh- 
rend des Krieges vom 7. Januar 1941 (RGBl. I 
S. 41) wieder eingeführt wurde, wurden die 
Jahresabschlüsse von Eisenbahnen des allge- 
meinen Verkehrs und von Kleinbahnen für 
Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 1942 
endigten, erneut ausdrücklidi von der Pflicht- 
prüfung freigestellt. Die Vierte Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Handelsrechts während des Krieges vom 
22. Juni 1942 (RGBl. I S. 411) erstreckte die 
Befreiung auf alle Gesdiäftsjahre, die wäh- 
rend des Krieges begannen. 


Das Handelsrechtliche Bereinigungsgesetz 
vom 18. April 1950 (BGBl. S. 90) hob die 
Vierte Kriegsmiaßnahmenverordnung auf. § 4 
Abs. 4 dieses Gesetzes sah aber eine weitere 
Befreiung der Eisenbahnen des allgemeinen 
Verkehrs und der Kleinbahnen von der ak- 
tienrechtlichen Pfliditprüfung für die Jahres- 
abschlüsse von Geschäftsjahren vor, die vor 
dem 1. Januar 1953 endigten. Diese weitere 
zeitweilige Befreiung war nötig, weil eine 
Entscheidung der Grundsatzfrage, ob die 
Pflichtprüfung audi für die Bahnen eingeführt 
werden soll oder ob sie endgültig davon be- 
freit werden sollen, über die Ziele eines Be- 
reinigungsgesetzes hinausgegangen wäre. Es 
wurde angenommen, daß die Grundsatzfrage 
bis zum Ablauf der einstweiligen Freistellung 
entsdiieden werden könne. 

Diese Erwartung hat sich nicht erfüllt. Mit 
Rücksicht auf die schwierige Lage der Eisen- 
bahnen empfiehlt es stldi im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nidit,.die endgültige Entscheidung 
zu treffen, ob die Bahnen der aktienrechtli- 
chen Pflichtprüfung unterworfen oder von 
ihr freigestellt werden sollen. Insbesondere 
kann zur Zeit nicht übersehen werden, für 
wieviele Gesellschaften und für Gesellschaften 
welcher Größenordnung die Entscheidung 
auf die Dauer von Bedeutung wäre. Unter 
diesen Umständen erscheint eine Entschei- 
dung der Grundsatzfrage zur Zeit unzweck- 
mäßig. 

Die bisherige Befreiung durch das Handels- 
rechtliche Bereinigungsgesetz Ist aber bereits 
abgtlaufen. Die Jahresabschlüsse für Ge- 
schäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1952 
endigten, unterliegen nach der gegenwärtigen 
Rechtslage der aktienrechtlichen Pflicht- 
prüfung. 

Um die Entscheidung der Grundsatzfrage 
vorläufig weiter offen zu halten, sieht der 
Entwurf vor, daß die Jahresabschlüsse von 
Eisenbahnakti enge seil schäften des öffentlichen 
Verkehrs statt durch aktienrechtliche Ab- 
schlußprüfer auch Im Aufsichtswege geprüft 
werden können. Diese Sonderregelung soll 
jedoch nur für die Jahresabschlüsse von 
Geschäftsjahren gelten, die nach dem 31. De- 
zember 1952 und vor dem 1. Januar 1956 
endigen. Dieser Zeitraum dürfte ausreichen, 
aber auch notwendig sein, um die Grundsatz- 
frage endgültig entscheiden zu können. 
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Im einzelnen 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Bisher waren die Jahresabschlüsse von Eisen- 
bahnaktiengesellsdiaften schlechthin, wenn 
auch nur zeitweilig, von der aktienrechtlichen 
Pflichtprüfung befreit (vgl. zuletzt § 4 Abs. 4 
Satz 1 des Handelsreditlichen Bereinigungs- 
gesetzes). Vorausgesetzt war lediglich, daß die 
Aufsichtsbehörde das Recht zur Prüfung der 
Buchführung und Rechnungslegung hatte 
(vgl. § 4 Abs. 4 Satz 2 des Handelsrechtlichen 
Bereinigungsgesetzes). Die Freistellung von 
der Pflichtprüfung hing danach nicht davon 
ab, daß ein Jahresabschluß anderweit, insbe- 
sondere Im Aufsichtswege, audi tatsächlich 
geprüft würde. Der Gesetzgeber verließ sidi 
darauf, daß die Aufsichtsbehörden dafür sor- 
gen würden, daß kein Jahresabschluß einer 
Eisenbahngesellschaft ungeprüft bleibt. In der 
Praxis hat diese Rechtslage dazu geführt, daß 
im Auf slchts Wege alle Jahresabschlüsse ge- 
prüft wurden, die von den Gesellschaften 
nicht freiwillig einer aktien rechtlichen Prü- 
fung unterworfen wurden. Der Entwurf will 
nach seinem Zweck, die bisherige Regelung 
zu verlängern, an den bestehenden Verhält- 
nissen zunächst nichts ändern. Absatz 1 Satz 1 
des Entwurfs gestattet deshalb, daß Jahres- 
abschlüsse von Eisenbahnaktiengesellschaftea 
des öffentlichen Verkehrs, sofern sie be- 
stimmte Geschäftsjahre betreffen, entweder 
durch einen Abschlußprüfer nach den aktien- 
rechtlichen Prüfungsvorschriften oder in 
sinngemäßer Anwendung dieser Vorschriften 
Im Aufsichtswege geprüft werden können. 
Durch diese von den früheren Vorschriften 
abweichende Regelung werden die Jahres- 
abschlüsse der Eisenbahngesellschaften nicht 
mehr von der aktienrechtlichen Pflichtprü- 
fung völlig freigestellt. Die Grundsatzfrage, 
durch welche Personen die Jahresabschlüsse 
endgültig geprüft werden sollen, wird aber 
durch sie in Fortführung der bisher verfolg- 
ten Linie nicht entschieden. Es bleibt offen, 
welche der beiden zeitweilig zur Wahl ge- 
stellten Prüfungsmöglichkeiten endgültig als 
allein zulässige Prüfung vorgeschrieben wer- 
den soll. Gegenüber den früheren Vorschrif- 
ten hat die neue Fassung den Vorzug, daß 
künftig nicht nur tatsächlich, sondern auch 
rechtlich sichergestellt ist, daß die Jahresab- 
schlüsse von Eisenbahngesellschaften In jedem 
Falle nach aktienrechtlichen Grundsätzen ge- 
prüft werden. Es wäre denkbar, daß eine Auf- 


sichtsbehörde aus Personalmangel oder aus 
ähnlichen Gründen Im Einzelfall zur Prü- 
fung eines Jahresabschlusses nicht In der Lage 
ist. Diese Sachlage könnte Insbesondere dann 
eintreten, wenn Eisenbahngesellschaften, die 
bisher ihre Jahresabschlüsse freiwillig durch 
Wirtschaftsprüfer prüfen ließen, dazu über- 
gehen würden, von der freiwilligen aktien- 
rechtlichen Prüfung Abstand zu nehmen. In 
solchen Fällen bestand bisher Infolge der un- 
eingeschränkten Freistellung der Eisenbahn- 
gesellschaften von der aktienrechtlichen 
Pflichtprüfung keine gesetzliche Vorschrift, 
welche die Gesellschaften zur Prüfung ihrer 
Jahresabschlüsse zwang. Künftig sind die Ge- 
sellschaften dagegen verpflichtet, jeden Jahres- 
abschluß prüfen zu lassen. Sie haben bei Ge- 
fahr der Nichtigkeit des Jahresabschlusses 
(vgl. § 1 Abs. 2 des Entwurfs) nur die Wahl 
zwischen zwei Prüfungsmöglichkeiten. 

Ohne sachliche Änderung weicht die Fassung 
des Absatzes 1 Satz 1 des Entwurfs vom bis- 
herigen Recht (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 1 des 
Handelsrechtlichen Bereinigungsgesetzes) fer- 
ner durch eine neue Begriffsbestimmung der 
Gesellschaften ab, für welche die zeitweilige 
besondere Regelung der Abschlußprüfung 
gilt. § 4 Abs. 4 Satz 1 des Handelsreditlichen 
Bereinigungsgesetzes verwendete ebenso wie 
die früheren seit dem Inkrafttreten des Ak- 
tiengesetzes getroffenen Vorschriften den In 
§ 25 Abs. 2 der Ersten Durchführungsver- 
ordnung zum Aktiengesetz näher bestimm- 
ten Begriff der „Eisenbahnen des allgemei- 
nen Verkehrs und Kleinbahnen“. Dieser Be- 
griff schloß sich an die damals gebräuchliche, 
auf die Weimarer Reichsverfassung (vgl. 
Artikel 89, 94 bis 96) zurückgehende Unter- 
scheidung in Eisenbahnen des allgemeinen 
Verkehrs und in nicht dem allgemeinen Ver- 
kehr dienende Eisenbahnen (Kleinbahnen) an. 
Diese Groß- und Kleinbahnen gehörten aber 
auch schon damals zu den Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs im Gegensatz zu den 
nur einem beschränkten Benutzerkreis zur 
Verfügung stehenden Bahnen. Inzwischen ist 
das Allgemeine Elsenbahngesetz vom 29. März 
1951 (BGBl. I S. 225) ergangen, das ebenso 
wie das Grundgesetz (vgl. Artikel 74 Nr. 23) 
die Unterscheidung In Bahnen des allgemei- 
nen und in solche des nicht allgemeinen Ver- 
kehrs nicht mehr kennt, dagegen weiterhin 
die Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs 
von den Bahnen des nichtöffentlichen Ver- 
kehrs unterscheidet (§ 2 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes). Wie alle Eisenbahnen, die 
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nicht zum Netz der Deutschen Bundesbahn 
gehören, unterstehen auch die Eisenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs nach § 5 des All- 
gemeinen Eisenbahngesetzes der Eisenbahn- 
aufsicht. Um den gleichen Kreis von Gesell- 
schaften wie in den früheren Vorschriften zu 
erfassen, bestimmt Absatz 1 Satz 1 des Ent- 
wurfs, daß die für die Prüfung der Jahres- 
-abschlüsse vorgesehene Sonderregelung für 
Jahresabschlüsse von Aktiengesellschaften gel- 
ten soll, die eine Eisenbahn des öffentlichen 
Verkehrs betreiben und nach § 5 des Allge- 
meinen Eisenbahngesetzes der Eisenbahn- 
aufsicht unterstehen. Eine besondere Bestim- 
mung, daß die Aufsichtsbehörde das Recht 
zur Prüfung der Buchführung und Rech- 
nungslegung haben muß, wenn die Sonder- 
regelung der Abschlußprüfung Platz greifen 
soll (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 2 des Handelsrecht- 
lichen Bereinigungsgesetzes), ist nicht mehr 
nötig, da die Jahresabschlüsse auf jeden Fall, 
sei es im Aufsichtswege, sei es durch aktien- 
rechtliche Abschlußprüfer, geprüft werden 
müssen. 

Die vorgesehene Regelung soll aus den in den 
einleitenden Bemerkungen dargclegtcn Grüiv 
den nur zeitweilig gelten. Absatz 1 Satz 1 des 
Entwurfs bestimmt deshalb einerseits, daß sie 
für Jahresabschlüsse von Geschäftsjahren gilt, 
die nach dem 31. Dezember 1952 endigen. 
Dadurch wird der Anschluß an die bisherige 
Regelung in § 4 Abs. 4 des Handelsrecht- 
lichen Bereinigungsgesetzes hergestellt. An- 
dererseits soll sie nur auf Jahresabschlüsse 
Anwendung finden, die Geschäftsjahre be- 
treffen, die vor dem 1. Januar 1956 endigen. 
Da § 139 Abs. 2 des Aktiengesetzes nach Ab- 
satz 1 Satz 1 des Entwurfs bei einer Prüfung 
durch Abschlußprüfer unmittelbar, bei einer 
Prüfung im Aufsichtswege sinngemäß gilt, be- 
darf es einer ausdrücklichen Wiederholung 
dieser Vorschrift im Gegensatz zum bisheri- 
gen Recht (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 3 des Han- 
delsrechtlichen Bereinigungsgesetzes) künftig 
nicht mehr. 

Auch § 4 Abs. 4 Satz 4 des Handelsrecht- 
lichen Bereinigungsgesetzes ist entbehrlich ge- 
worden. Da der Aufsichtsrat nach § 96 Abs. 2 
des Aktiengesetzes zu der Mitteilung ver- 
pflichtet ist, welche Stelle den Jahresabschluß 
und den Geschäftsbericht geprüft hat und ob 
diese Prüfungen nach ihrem abschließenden 
Ergebnis zu wesentlichen Beanstandungen 
Anlaß gegeben haben, kann dies, wenn nach 
Absatz 1 Satz 1 des Entwurfs eine Aufsichts- 
prüfung stattgefunden hat, nur bedeuten, daß 


der Aufsichtsrat die Stelle bezeichnen muß, 
welche die Aufsichtsprüfung durchgeführt 
hat, und mitteilen muß, ob diese Stelle we- 
sentliche Beanstandungen erhoben hat. 

Absatz 1 Satz 1 des Entwurfs behandelt nur 
die Frage, welche Prüfung eines Jahresab- 
;schlus:ses stattgefunden haben muß, damit 
dieser gesellschaftsrechtlich wirksam werden 
kann. Ein Eingriff in Aufsichtsbefugnisse ist 
damit nicht beabsichtigt. Um Zweifel dar- 
über auszuschließen, stellt Absatz 1 Satz 2 
des Entwurfs klar, daß ein nach aufsichts- 
rechtlichen Vorschriften bestehendes Recht 
zur Prüfung eines Jahresabschlusses im Auf- 
sichtswege nicht dadurch berührt wird, daß 
ein Jahresabschluß in Übereinstimmung mit 
Absatz 1 Satz 1 des Entwurfs von einem Ab- 
schlußprüfer geprüft worden ist. 

Das Aktienrecht sieht als wesentliches Er- 
fordernis einer ordnungsmäßigen Rechnungs- 
legung an, daß der Jahresabschluß durch be- 
sondere Abschlußprüfer geprüft worden isc. 
Ein nicht geprüfter Jahresabschluß kann nicht 
festgestellt werden; ein trotzdem festgestellter 
Jahresabschluß ist nichtig (§ 135 Abs. 1 Satz 
2 des Akticngcsctzcs). Unmittelbar kann diese 
aktienrechtliche Regelung auf die nach Ab- 
satz 1 Satz 1 des Entwurfs zu prüfenden Jah- 
resabschlüsse nicht angewendet werden, weil 
in diesen Fällen statt der aktienrechtlichen 
Abschlußprüfung auch eine Prüfung im Auf- 
sichtswege zugelassen ist. In Absatz 1 Satz 1 
des Entwurfs ist deshalb § 135 Abs. 1 Satz 2 
des Aktiengesetzes nicht für anwendbar er- 
klärt. Statt dessen bestimmt Absatz 2 des 
Entwurfs in enger Anlehnung an § 135 Abs. 1 
Satz 2 des Aktiengesetzes, daß ein unter Ab- 
satz 1 des Entwurfs fallender Jahresabschluß, 
der weder durch einen Abschlußprüfer noch 
im Aufsichtswege geprüft worden ist, nicht 
festgestellt werden kann und daß ein trotz- 
dem festgestellter Jahresabschluß nichtig ist. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 3 

Das Gesetz ist dringlich, weil die bisherige 
Sonderregelung für die Prüfung der Jahres- 
abschlüsse von Eisenbahnaktiengesellschaften, 
wie bereits erwähnt, nur für Jahresabschlüsse 
von Geschäftsjahren galt, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1953 endigten. Deshalb wird abwei- 
chend von Artikel 82 Abs. 2 des Grundge- 
setzes bestimmt, daß das Gesetz am Tage 
nach seiner Verkündung In Kraft tritt. 
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